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Entwürfe für Novellen zum Schulorganisations­
gesetz, Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, 
Schulzeitgesetz, Schulunterrichtsgesetz sowie 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz im Zusammenhang 
mit der Einführung eines flexiblen Modells ganz­
tägiger Schul formen - S TEL L U ~ G N AHM E 

DalJm 

11.01.1990 

Seitens des österreichischen Arbeiterkammertages werden die Be­

mÜhungen des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Sport 

hinsichtlich einer überführung der Schulversuche "Ganztägige 

Schul formen" ins' Regelschulwesen grundsätzlich begrüßt. 

Ein flächendeckendes Angebot an diesen Schulformen ist im beson­

deren Interesse von Arbeitnehmern mit Familienpflichten. Die 

Arbeitnehmerinteressenvertretungen haben bereits während der 

Verhandlungen zur Realisierung ganztägiger Schul formen im Regel­

schulwesen betont, daß sic~ dieses Angebot am Bedarf der Bevöl­

kerung orientieren soll. Dieser Bedarf beträgt laut einer Mei­

nungsumfrage (1FES) in Ballungszentren bis zu 30 Prozent. . (. 

Weiters wurden die budgetäre Sicherstellu~g sowie ein Konzept für 

die Errichtung von Schwerpunktschulen als Voraussetzung zur 

überfUhrung der schulversuche für unumgänglich erachtet. 
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Zudem vertrat der Kammertag die Auffassung, daß es keinesfalls zu 

einer indirekten Einführung von Schulgeld kommen darf. Bei etwa­

igen Kostenbeiträgen der Eltern können sich diese ausschließlich 

auf das Essensgeld und den Freizeitbereich erstrecken. Darüber 

hinaus müssen diese Kostenbeiträge bundesweit einheitlich gere­

gelt sein sowie eine soziale Staffelung aufweisen, die sich an 

der tatsächlichen Einkommenssituation der~ltern orientiert. In 

diesem Zusammenhang ist nochmals darauf hinzuweisen, daß speziell 

diese Schulformen zum überwiegenden Teil von Arbeitnehmerfamilien 

gewünscht werden. 

AUßerdem wurde bereits in einer einschlägigen stellungnahme des 

österreichischen Arbeiterkammertages zur Novellierung des Fami­

lienlastenausgleichsfonds die Ansicht geäußert, daß dieser Fonds 

zur Finanzierung der sogenannten ItBetreuungskosten" herangezogen 

werden soll. Diese Forderung ist auch im Sinne einer Vertei­

lungsgerechtigkeit zu sehen, da der angesprochene Fonds im we­

sentlichen aus Arbeitnehmerbeiträgen gespeist wird. 

Ferner muß es speziell im Rahmen eines flexiblen Modells wei­

terhin möglich sein, insbesondere die pädagogisch bewährte Form 

einer Ganzt~gsschule anzubieten. In diesem Zusammenhang wird 

dezidiert darauf hingewiesen, daß ein flexibles Modell selbst­

verständlich auch andere ganztägige schulformen, wie z.B. die 

Tagesheimschule, beinhaltet. 

Bezüglich des nunmehr vorliegenden Entwurfs zur Einführung ganz­

tägiger Schul formen wird jedoch seitens der Arbeitnehmerinteres­

senvertretungen eine grundlegende Überarbeitung als unumgänglich 

erachtet, da anderenfalls die Realisierung der oben angeführten 

grundsätzlichen Forderungen nicht gewährleistet ist. Speziell die 

diesbezüglich notw~ndigen Verhandlungen zur Finanzierung müssen 

unverzüglich aufgenommen werden, um eine Umsetzung ganztägiger 

Schul formen im gesamten Regelschulwesen so rasch wie möglich zu 

realisieren. 
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Diese Auffassung wird im einzelnen nun wie folgt begründet: 

Im vorliegenden Gesetzesvorschlag werden Volksschulen, Haupt­

schulen, Sonderschulen und allgemeinbildende höhere Schulen 81'­

faßt, jedoch nicht der Polytechnische Lehrgang. 

Der österreichische Arbeiterkammertag fordert daher eine ent­

sprechende Ergänzung, um das Angebot an ganztägigen Schulformen 

auch in diesem Bereich weiterhin zu ermöglichen, ~obei dies vor 

allem für ländliche Regionen von Bedeutung ist. 

Im vorliegenden Entwurf ist in § 8 SCHOG und § 12a SCHUG eine 

freiwillige Anmeldung der SchUlerinnen und Schüler zum soge­

nannten IIBetreuungsteil" für alle 1'age oder einzelne Wochentage 

vorgesehen. Dadurch ist nach Auffassung des österreichischen 

Arbeiterkammertages ein integratives pädagogisches Konzept, das 

die Bereiche Unterricht, Obungszeit und Freizeit umfaßt, nicht 

mehr durchführbar. Die Erfahrungen und Erkenntnisse aus der 
( 

langjährigen Schulversuchstätigkeit, insbesondere bezüglich 

Ganztagsschule, wurd~n insofern nicht berücksichtigt, als die 

Erweiterung auf den Nachmittag lediglich in additiver Form er­

folgt. Hinzu kommt, daß der derzeitige Entwurf de facta auf eine 

Tagesheirnschule, allerdings mit reduziertem Angebot (Der Betreu­

ungsteil umfaßt: gegenstandsbezogene Lernzeit, individuelle 
Lernzeit, individuelle Freizeit und Verpflegung. - Siehe § 8 lit. 

i), abgestellt ist. Auch die Möglichkeit, unabhängig vom Klas­

senverband Gruppenbildungen im Betreuungsteil, der die Lernzeit 

beinhaltet, vorzunehmen, ist ein Hinweis in diese Richtung. In 

diesem Konnex muß aUßerdem festgestellt werden, daß für den ge­

samten Betreuungsteil in der ARS Gruppen bis zu einer Größe von 

25 Schülern, jedoch für die gegenstandsbezogene Lernzeit in 
Volks- und Hauptschule Gruppen bis zu 30 Kindern vorgesehen sind. 
Regelungen dieser Art sind auf grund der sozialen Differenzierung 

sowie der Gruppengröße abz.ulehnen. 

Da zudem das prinzip der Freiwilligkeit nicht explizit auf die 

Schulwahl bezogen ist, bedeutet dies, daß insbesondere die 

.. 
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. bestehenden Schulversuche zur Ganztagsschule in der derzeitigen 

Form nicht weitergeführt werden können. Die Nichtanmeldung eines 

einzigen Schülers zum Betreuungsteil würde nämlich die Führung 

einer Ganztagsform für die betreffende Klasse schon verhindern. 

Auch ist vorgesehen, daß die Anmeldung generell zu einem Zeit­

punkt (erste Schulwoche) erfolgen soll, wo der Stundenplan noch 

gar nicht feststeht. 

Ein vom österreichischen Arbeiterkammertag gefordertes Konzept 

zur flächendeckenden Errichtung von Schwerpunktschulen liegt dem 

Entwurf bedauerlicherweise nicht zugrunde. Ein derartiges Konzept 

ist aber vor allem deshalb notwendig, um ein effizientes plan­

volles Vorgehen angesichts der Kosten zur SChaffung der notwen­

digen Infrastruktur an den einzelnen Schulstandorten zu ermögli­

chen. Zudem ist unverständlich, weshalb bei der Kostenkalkulation 

vornherein nur ein Bedarf zwischen 11 und 15 Prozent hinsichtlich 

der in Betracht kommenden Schüler konstatiert wird. Weiters 

bleibt unklar, wie es zur Errichtung von ganztägigen Schulformen 

kommt und in welcher Weise die Mitbestimmung der Eltern geregelt 

ist. 

Der österreichische Arbeiterkammertag fordert daher die 

Erstellung eines Stufenplans zur Errichtung ganztägig geführter 

Schulformen aufgiund des tatsächlichen Bedarfs sowie die 

Erarbeitung eines Organisationskonzepts, welches die Mitbe­

stimmung der Eltern berücksichtigt. AUßerdem ist die Aufnahme 

eines Passus in die einschlägigen Bestimmungen des Schulorgani­

sationsgesetzes und des Schulunterrichtsgesetzes notwendig, wo­

nach Schülerinnen und Schüler einer Klasse oder einer ganzen 

Schule auf Dauer geschlossen den Betreuungsteil besuchen können 

und den Eltern das Recht eingeräumt wird, ihr Kind für den Besuch 

einer solchen Schule für die Dauer der Schulart anzumelden. Erst 

durch eine derartige Regelung wird den Grundsätzen der Flexibi­

lität, der Freiwilligkeit bezüglich Schulwahl sowie der Eltern­

mitbestimmung tatsächlich entsprochen und die Realisierung von 

Ganztagsschulen möglich. 
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Zudem sollte für ganztägig geführte Schulen entsprechend den 

Schulversuchserfahrungen und dem Elternwillen die Möglichkeit 

eines unterrichts freien Samstags bestehen. Eine diesbezügliche 

Bestimmung wäre in das schulzeitgesetz aufzunehmen. Weiters muß 

in § 8 lit. i ergänzend explizit verankert werden, daß an ganz­

tägig geführten Schulen, an denen alle Schülerinnen und Schüler 

einer Klasse auf Dauer den Betreuungsteil-besuchen, Unterrichts­

und Betreuungsteil als organisatorische Einheit zu führen sind, 

wobei auf eine Rhythmisierung in der Abfolge der einzelnen Ein­

heiten zu achten ist. 

Eine Änderung des Entwurfs wäre auch dahingehend notwendig, als 

es möglich sein muß, das für den Betreuungsteil vorgesehene 

starre Muster zu ergänzen, da anderenfalls eine Weiterführung 

bestehender Schulversuche in bewährter Form nicht gegeben sein 

kann. 

Für andere ganztägig geführte Schulformen, wie z.B. die Tages­

heimschule, soll eine Anmeldefrist bis Ende. der vierten Schul­

woche eingeräumt werden. Besondere familiäre oder sonstige wich­

tige Gründe müssen jedoch auch eine An- bzw . .lilimeldung zu einern 

späteren Zeitpunkt erlauben. 

Im vorliegenden Entwurf wird die Trennung von Unterricht und 

Freizeit auch insofern deutlich, als nunmehr in der AHS-Unter­

stufe für den "Betreuungsteil la ein Kostenbeitrag der Eltern in 

der Höhe von öS 900,-- festgesetzt ist, det an die Beamtenge­

hälter gekoppelt ist. Da zu diesem Betrag noch die Kosten für die 

Verpflegung hinzuzurechnen sind, ist mit einern Elternbeitrag in 

der Höhe von ca. öS 1.600,-- pro Monat zu rechnen. Dies wird 

vermutlich auch der Orientierungsrahmen für die einzelnen Länder 

sein. Errnäßigungen sind entsprechend den Richtlinien des 

schülerbeihilfengesetzes vorgesehen, es sind jedoch zumindest ein 

Drittel der Kostensätze von den Eltern zu tragen. 
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Hinzu wird seitens der österreichischen Arbeiterkammertages die 

Ansicht vertreten, daß ein Kostenbeitrag in der genannten Höhe 
vor allem für sozial schwächere Familien nicht leistbar sein 

wird. zudem würden auf grund der vorgesehenen Länderkompetenz 

bundesweit unterschiedliche Regelungen entstehen, wobei aufgrund 
der Finanzlage der Länder und Gemeinden zu befürchten ist, daß 
für Hauptschulen noch höhere Kostenbeiträge verlangt werden. 

Diesen sozialen und regionalen Diskriminierungen wird auch die 

vorgesehene soziale staffelung nicht entgegenwirken, da die 

Höchstgrenzen für einen Anspruch auf Schülerbeihilfe viel zu 

niedrig angesetzt sind und nach wie vor die Problematik der 

Einkommensbestimmung im Schülerbeihilfengesetz gegeben ist. Aus 

dem Entwurf geht auch nicht hervor, in welcher Weise der Antrag 

auf Ermäßigung erfolgen soll und wer darüber zu entscheiden hat. 

Der österreichische Arbeiterkammertag fordert daher nochmals die 

unverzügliche Aufnahme von verharidlungen seitens des Bundesmini­
steriums für Unterricht, Kunst und Sport bezüglich der Heranzie­

hung des Familienlastenausgleichsfonds zur Finanzierung ganztägig 

geführter Schulformen. Eine bundesweit einheitliche Festsetzung 

der Elternbeiträge, die speziell für volksschulen, Hauptschulen 

und allgemeinbildende höhe.re Schulen gleichzuhalten sind sowie 

soziale Kriterien im notwendigen Ausmaß berücksichtigen, ist 
unabdingbar. Auch mit den Ländern sind die Gespräche über die 

Finanzierung fortzusetzen, um tatsächlich ein flächendeckendes 

Angebot an ganztägigen Schul formen zu erreichen. 

Der vorliegende Entwurf enthält auch keinerlei Hinweise darauf, 

welche flankierenden Maßnahmen seitens des Bundes im Bereich der 

Lehreraus- und -weiterbildung sowie der Erzieherbildung gesetzt 
werden. Eine diesbezügliche Planung sowie die Erstellung eines 

Konzepts, das den Einsatz von Erziehern detailliert regelt, sind 

als wichtige Voraussetzungen zur Realisierung ebenfalls unver­

züglich in Angriff zu nehmen. 
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unabhängig von den Entwürfen zur Einführung eines flexiblen Mo­

dells ganztägiger Schul formen sind auch Änderungen vorgesehen, 

wonach Absolventinnen und Absolventen von Akademien, die keine 

Reifeprüfung besitzen, in Zukunft ebenfalls die Universitätsbe­

rechtigung für einschlägige Studienrichtungen erhalten sollen. 

Dieser Novellierungsvorschlag wird vom österreichischen Arbei­
terkammertag begrüßt. 

Der österreichische Arbeiterkammertag fordert die Berücksichti­
gung seiner Forderungen und Vorschläge. 

Der Karnmeramtsdirektor: 
i.V. 

! 
I 
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